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Alles was Recht ist: Aufklärung und Berufsrecht
Stephanie Wiege
 

Die ordnungsgemäße Patientenaufklärung ist nicht nur Pflicht aus dem Behandlungsvertrag. Sie ist auch Be-
rufspflicht (§ 8 der Musterberufsordnung Ärzte – BO). Ein Arzt musste sich deswegen jüngst sogar vor dem Ver-
waltungsgerichtshof Kassel als Landesberufsgericht (Urteil vom 14.07.2021 – AZ 25 A 1290/18.B) wegen des
Verstoßes gegen seine ärztlichen Berufspflichten verantworten.
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Der Fall
Der beschuldigte Arzt betreibt ein 
Prostata-Center. Dort bietet er für 
Patienten mit Verdacht auf Prosta-
takrebs zur weiteren Abklärung 
zwei im Ansatz unterschiedliche 
Methoden an. Zum einen die peri-
neale 3D Mapping-Biopsie. Dabei 
wird ultraschall-gesteuert die ge-
samte Prostata systematisch im Ab-
stand von 5 mm biopsiert; so wer-
den durchschnittlich 50 bis 70 Gewe-
beproben entnommen. Zum ande-
ren wird – in eher seltenen Fällen – 
(ebenfalls perineal) eine gezielte 
MRT-gesteuerte Biopsie durchge-
führt. In diesen Fällen werden nur 
die im MRT sichtbaren verdächtigen 
Stellen gezielt biopsiert. 

Der Patient ließ regelmäßig seinen 
PSA-Wert bestimmen. Dieser war 
Anfang 2014 gegenüber früheren 
Befunden erheblich angestiegen 
(5,44 ng/ml). Der behandelnde Uro-
loge riet zu einer Nachuntersuchung 
in sechs Wochen. Gleichwohl war 
der Patient durch den Laborbefund 
so beunruhigt, dass er nach mögli-
chen diagnostischen Methoden bei 
Verdacht eines Prostatakarzinoms 
recherchierte. Hierbei stieß er auf 
das Prostata-Center des beschuldig-
ten Arztes. Obwohl sich bei einer 
weiteren Blutuntersuchung im Feb-
ruar 2014 der PSA-Wert wieder nor-
malisiert hatte (3,13 ng/ml), ließ sich 
der Patient zur Kontrolle der Labor-
befunde mit dem Auftrag zur 
Durchführung eines MRT der Prosta-
taregion überweisen. Zur Durchfüh-
rung wandte er sich an das Prostata-
Center. Zunächst wurde ein MRT 
und eine Spektroskopie der Prosta-
 r
aregion vorgenommen. Im An-
chluss an die Untersuchungen führ-
e der Beschuldigte mit dem Patien-
en ein Aufklärungsgespräch. Dabei 
rläuterte er zunächst den MRT-Be-
und: Dieser zeigte multiple kleine 
erde in der Transitionalzone der 
rostata. Er schlug zur weiteren Ab-
lärung des MRT-Befundes eine 
iopsie der Prostata vor. Er stellte 
ie im methodischen Ansatz ver-
chiedenen Biopsie-Techniken und 
tellte die jeweiligen Vor- und Nach-
eile dar. Zur 3D Mapping-Biopsie 
ührte der Beschuldigte aus, dass 
roben regelmäßig im Abstand von 
 mm entnommen werden. Die vo-
aussichtliche Anzahl der Gewebe-
roben wurde in dem Gespräch 
icht erwähnt. Der Patient wünsch-
e unter Eindruck des MRT-Befundes 
ine präzise Biopsie. Dies verstand 
er beschuldigte Arzt so, dass der 
atient die 3D Mapping-Biopsie 
ünsche, weil diese nach seiner Er-

ahrung die höchste Nachweissicher-
eit bietet. Der Patient ging nach 
em Aufklärungsgespräch jedoch 
on einer Gewebeprobenentnahme 
usschließlich an den verdächtigen 
tellen im Rahmen einer gezielten 
RT-gesteuerten Biopsie aus.

m Vorfeld des Eingriffs führte der 
perateur mit dem Patienten ein 
eiteres Aufklärungsgespräch zum 
evorstehenden Eingriff. Der Opera-
eur erläuterte im Patientenge-
präch, dass er bei ihm die 3D Biop-
ie durchführen werde. Er fragte 
hn, ob er zum bevorstehenden Ein-
riff noch Fragen habe. Der Patient 
erneinte und erklärte, dass er be-
eits vom beschuldigten Arzt aufge-
 F
lärt worden sei. Der Operateur hat-
e den Eindruck, dass der Patient al-
es verstanden hatte. Auch in diesem 
espräch wurde die genaue Anzahl 
er Gewebeproben nicht themati-
iert. 

nschließend nahm der Operateur 
ie Prostata-Biopsie vor; insgesamt 
urden in dem 1 ½-stündigen Ein-
riff 123 Gewebeproben entnom-
en. 

ie pathologische Untersuchung 
er Gewebeproben ergab keinen 
nhalt für Malignität. In der Fol-
ezeit litt der Patient an erhöhter 

nkontinenz. Seit der Biopsie be-
teht auch eine erektile Dysfunkti-
n und eine weiterhin zunehmen-
e Depression. 

um Verfahrensgang
er Patient erstattete gegen den 
rzt Strafanzeige. Das strafrechtli-

he Ermittlungsverfahren wurde 
eitens der Staatsanwaltschaft nach 
ahlung einer Geldauflage (§ 153a 
tPO) endgültig eingestellt.

n der Folge leitete jedoch die Lan-
esärztekammer ein berufsgericht-

iches Verfahren gegen den Arzt 
in. Ihm wurde vorgeworfen, sei-
en Beruf nicht gewissenhaft und 
emäß dem Vertrauen, das seinem 
eruf entgegengebracht wird, aus-
eübt zu haben, indem er seinen 
atienten nicht genügend aufge-
lärt habe. Der Patient habe erwar-
et, dass nach der im Frühjahr 2014 
eltenden S3-Leitlinie (Interdiszipli-
äre Leitlinie der Qualität S3 zur 
rüherkennung, Diagnose und The-
uro_0124_pk_Wiege 1/2024   
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rapie der verschiedenen Stadien des 
Prostatakarzinoms) in einer Sitzung 
unter Kurznarkose 10 bis 12 Stanz-
Biopsien entnommen werden. Die 
123-malige Prostata-Biopsie sei kei-
ne gewissenhafte und geeignete 
Untersuchungsmaßnahme gewe-
sen, sondern stelle eine nicht stan-
dardgemäße unverhältnismäßige 
Überdiagnostik dar

Das VG Gießen als Berufsgericht 
hatte dem Arzt in erster Instanz un-
ter Erteilung eines Verweises eine 
Geldbuße in Höhe von 5.000,- € auf-
erlegt. Er habe den Patienten nicht 
entsprechend den Anforderungen 
der ärztlichen Berufsordnung so 
aufgeklärt, dass dieser die Art und 
den Umfang der vom beschuldigten 
Arzt favorisierten Diagnostik zu-
treffend erfasst hat. Er habe es in 
grob fahrlässiger Weise versäumt, 
den Patientenwunsch nach einem 
möglichst gezielten und wenig in-
vasiven Eingriff zu erfassen. Als be-
handelnder Arzt hätte er sich im 
Aufklärungsgespräch vergewissern 
müssen, dass sein Patient verstan-
den hat, worin der Eingriff besteht. 

Gegen dieses Urteil hatte der Arzt 
Berufung eingelegt.

Die Entscheidung
Das Landesberufsgericht hob die 
erstinstanzliche Entscheidung auf.

Der VGH Kassel konstatierte zu-
nächst die berufsrechtlichen Anfor-
derungen an die Aufklärung. Nach 
§ 8 Satz 1 BO bedarf der Arzt zur 
Behandlung der Einwilligung des 
Patienten. Nach § 8 Satz 2 BO hat 
der Einwilligung grundsätzlich die 
erforderliche Aufklärung im persön-
lichen Gespräch vorauszugehen. 
Das ärztliche Berufsrecht knüpft in 
§ 8 BO an die zivilrechtlich entwi-
ckelten Grundsätze zur Art und zum 
Umfang ärztlicher Aufklärungs-
pflichten an. Für eine ausreichende 
Aufklärung muss der Arzt dem Pa-
tienten Wesen, Bedeutung und 
g
ragweite der Behandlung ein-
chließlich Behandlungsalternativen 
nd die mit ihnen verbundenen Ri-
iken in verständlicher und ange-
essener Weise verdeutlichen. Er 
uss dabei über die beabsichtigte 
ethode des Eingriffs informieren. 
er Arzt muss die zur Verfügung 

tehenden Alternativen zur vorge-
chlagenen Behandlung oder – wie 
ier – zur vorgeschlagenen Diagnos-
ik auch dann aufzeigen, wenn er 
elbst diese Methoden nicht als 
leichwertig ansieht. Die Wahl der 
iagnose- bzw. Behandlungsmetho-
e ist zwar in erster Linie Sache des 
rztes. Die Wahrung des Selbstbe-

timmungsrechts des Patienten er-
ordert es aber, ihn über gleichwer-
ige Alternativen zu unterrichten, 
ie zu unterschiedlichen Belastun-
en führen oder unterschiedliche 
isiken und Erfolgschancen bieten. 
endet der Arzt eine Außenseiter-
ethode oder eine neue medizini-

che Behandlungsmethode an, so 
uss er den Patienten auch darüber 

ntsprechend aufklären, aber auch 
ber die Standardbehandlung in-
ormieren. Der behandelnde Arzt 
at im Aufklärungsgespräch auch 
afür Sorge zu tragen, dass der Pa-
ient die wesentlichen Informatio-
en zum bevorstehenden Eingriff 
erstanden hat. Ist das nicht der Fall, 
twa weil der Patient die Tragweite 
es Eingriffs nicht erkannt hat, ist 
ie gleichwohl ausgesprochene Ein-
illigungserklärung im Sinne von 
 8 Satz 1 BO unwirksam. 

iesen objektiven Anforderungen 
n eine umfassende Aufklärung ge-
äß § 8 Satz 2 BO ist der beschul-

igte Arzt nach Auffassung des Ge-
ichts nicht vollumfänglich nachge-
ommen. Er hat zwar in dem von 

hm selbst mit dem Patienten ge-
ührten Aufklärungsgespräch u. a. 
ie 3D Mapping-Biopsie darge-
tellt. Allerdings hat er die voraus-
ichtlich notwendige Anzahl der 
ewebeproben nicht ausdrücklich 
enannt. Sie ist bei dieser Methode 
I
esentlich höher als bei der in der 
3-Leitlinie empfohlenen Stanz-
iopsie mit 10 bis 12 Gewebepro-
en. Bei der 3D Mapping-Biopsie 
andelt es sich um eine diagnosti-
che Methode, die nicht der in 
eutschland üblichen Primärdiag-
ostik entspricht. Sie weicht mit ih-
er sehr hohen Anzahl der Stanzen 
rheblich von dem eingeführten 
nd als anerkannt geltenden Ver-
ahren bei einer Primärdiagnostik 
b. Der Arzt wäre daher grundsätz-

ich verpflichtet gewesen, dem Pa-
ienten zumindest die ungefähre 
rößenordnung der bei der 3D 
apping-Biopsie anfallenden Ge-
ebeproben mitzuteilen. Er hätte 
lso im Aufklärungsgespräch darle-
en müssen, dass bei der 3D Map-
ing-Biopsie in der Regel 50 bis 70 
tanzen gemacht werden. Die un-
efähre Anzahl der voraussichtli-
hen Stanzen ist für die von einem 
atienten zu treffende Wahl der Di-
gnosemethode von erheblicher 
edeutung. Bei einer ausdrückli-
hen Bezeichnung der Größenord-
ung der zu erwartenden Stanzen 
ei einer 3D Mapping-Biopsie hätte 
as Missverständnis zwischen dem 
eschuldigten und dem Patienten 
ber den tatsächlich durchgeführ-
en Eingriff mit an Sicherheit gren-
ender Wahrscheinlichkeit vermie-
en werden können.

er beschuldigte Arzt hat jedoch 
eshalb nicht seine Verpflichtung 
ach § 8 Satz 2 BO zu einer umfas-
enden Aufklärung des Patienten 
erletzt, weil der Operateur diesen 
m zweiten Aufklärungsgespräch 
ber die möglichen Komplikationen 
ei der geplanten ultraschall-ge-
teuerten 3D Mapping-Biopsie auf-
eklärt hat und dieser während des 
esprächs auf eine weitere Aufklä-

ung verzichtete. Dieser Umstand 
at dazu geführt, dass die dem Be-
chuldigten als behandelnder Arzt 
bliegende Aufklärungspflicht auch 
ur Diagnosemethode entfallen ist. 
n dem vom Operateur geführten 
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Aufklärungsgespräch wurde zwar 
ebenfalls nicht die Größenordnung 
der zu erwartenden Anzahl der 
Stanzen bei der bevorstehenden 3D 
Mapping-Biopsie erwähnt. Jedoch 
hat der Patient auf die entsprechen-
den Fragen des Operateurs erklärt, 
dass er bereits aufgeklärt worden 
sei. Der Operateur durfte daher den 
Hinweis auf das Aufklärungsge-
spräch mit dem beschuldigten Arzt 
als Verzicht auf eine nochmalige 
Aufklärung zur Diagnosemethode 
verstehen. Der Patient hat infolge-
dessen wirksam seine nach § 8 Satz 1 
BO notwendige Einwilligung in den 
diagnostischen Eingriff erteilt und 
dies mit seiner Unterschrift auf dem 
Aufklärungsbogen dokumentiert.

Ein Patient kann rechtswirksam auf 
eine vollständige Aufklärung ver-
zichten und ohne genaue Kenntnis 
von der Schwere und den Risiken 
des Eingriffs seinem behandelnden 
Arzt freie Hand lassen. Dies ist in 
gleicher Weise Ausdruck des Selbst-
bestimmungsrechts des Patienten 
wie das ansonsten bestehende Er-
fordernis einer ausreichenden In-
formation vor Abgabe einer wirksa-
men Einwilligung. Allerdings sind 
an eine Verzichtserklärung hohe 
Anforderungen zu stellen. Der Ver-
zicht muss vom Patienten in eindeu-
tiger Weise erklärt werden. Der Pa-
tient muss auch im großen Ganzen 
wissen, worauf er sich einlässt. Eine 
grobe Grundorientierung des Pa-
tienten in Form von Basisinforma-
tionen zur Diagnose, zum Verlauf 
des Eingriffs und zu den Risiken 
sind Voraussetzungen eines wirksa-
men Aufklärungsverzichts. Bei einer 
erkennbar völlig unzutreffenden 
Vorstellung des Patienten über die 
mit dem Eingriff verbundenen Ge-
fahren bleibt eine vollständige ärzt-
liche Information dagegen unver-
zichtbar. Die vorstehend genannten 
Anforderungen an einen wirksa-
men Aufklärungsverzicht durch den 
Patienten lagen hier vor. Sein Hin-
weis auf eine bereits erfolgte Auf-
uro_0124_pk_Wiege 1/2024  

v

lärung durch den beschuldigten 
rzt ließ eindeutig den Wunsch er-
ennen, dass der Patient zum tech-
ischen Ablauf der Biopsie keine 
eiteren Erläuterungen mehr be-
ötigt. Ihm war bewusst, dass zur 
bklärung des Verdachts eines 
rostatakarzinoms eine Biopsie der 
rostata erforderlich ist. Damit ver-
ügte er über die notwendigen Ba-
isinformationen, um wirksam seine 
inwilligung für den Diagnoseein-
riff bzw. den Aufklärungsverzicht 
bgeben zu können. Zwar hatte der 
atient über die Größe der zu punk-
ierenden Zonen und – damit ein-
ergehend – über die Anzahl der 
ewebeproben eine unzutreffende 
orstellung. Damit ging jedoch kei-
e völlige Fehlvorstellung über die 
it dem Eingriff verbundenen 
omplikationen einher.

er Entlastung des Beschuldigten 
on der Verpflichtung zu einer voll-
tändigen Eingriffsaufklärung steht 
icht entgegen, dass der Patient das 
espräch mit dem Operateur erst 
m Tag des diagnostischen Eingriffs 
eführt hat. Vor diagnostischen 
der operativen Eingriffen ist nach 
 8 Satz 3 BO soweit möglich eine 
usreichende Bedenkzeit vor der 
eiteren Behandlung zu gewähr-

eisten. Die Aufklärung hat also so 
echtzeitig zu erfolgen, dass der Pa-
ient die zur Verfügung gestellten 
nformationen verarbeiten kann 
nd in die Lage versetzt wird, eine 
berlegte und selbstbestimmte Ent-
cheidung über die Durchführung 
der das Unterlassen des Eingriffs 
u treffen. Der im Einzelfall hierfür 
u veranschlagende Zeitraum hängt 
ntscheidend von der Schwere des 

ingriffs ab, für den wiederum der 
mfang und die Wahrscheinlichkeit 
iner drohenden Komplikation 
aßgeblich sind. Bei ambulant ab-

ewickelten Routineeingriffen mit 
eringer Risikoneigung, insbeson-
ere bei diagnostischen Eingriffen, 
eicht die Aufklärung unmittelbar 
or der Durchführung aus. Hier 
ührte der Operateur einen risikoar-
en diagnostischen Eingriff durch, 
er im Prostata-Center ambulant 
nd routinemäßig vorgenommen 
ird. Der Patient verfügte durch die 
ufklärung auch über Vorkenntnis-

e über die mit einer Prostatabiop-
ie verbundenen Komplikationen. 
ufgrund dieser Umstände genügte 
ier die Aufklärung am Tag des be-
orstehenden Eingriffs den Anfor-
erungen in § 8 Sätze 2 und 3 BO.

azit
ie Risikoaufklärung ist von be-

onderer Bedeutung, da Fehler in 
iesem Zusammenhang nicht nur
ivilrechtliche Ansprüche, sondern
uch erhebliche straf- und berufs-
echtliche Konsequenzen haben 
önnen. Nicht nur die Aufklärung 
ilt es korrekt durchzuführen und
u dokumentieren. Auch der Ver-
icht des Patienten auf die Aufklä-
ung, die nur bei grober Grundori-
ntierung des Patienten in Form
on Basisinformationen zur Diag-
ose, zum Verlauf des Eingriffs 
nd zu den Risiken wirksam ist,
ollte in den Behandlungsdoku-
entation niedergelegt sein. Gera-

e letzteres kann – wie der darge-
tellte Fall zeigt – maßgeblich für
en Prozessausgang sein. ◼
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